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Die Hauptergebnisse der VOX-Analyse zu den
Volksabstimmungen vom 25. September 2005
Am 25. September 2005 stimmte das Schweizer Stimmvolk über die Ausdehnung der Personenfreizügigkeit
auf die zehn neuen EU-Staaten ab. Die Abstimmung wurde notwendig, da gegen den Bundesbeschluss das
Referendum ergriffen wurde. Die Vorlage wurde mit 56 Prozent Ja-Stimmen angenommen.
Der Vorlage wurde sowohl eine überdurchschnittlich hohe persönliche als auch nationale Bedeutung
zugemessen. Vor allem ersteres kann eine Erklärung für die verhältnismässig hohe Stimmbeteiligung von 53.8
Prozent sein. Die Vorlage bereitete den Stimmberechtigten zudem wenig Mühe bei der Meinungsbildung. Ein
Grund dafür dürfte die Vertrautheit mit dem Thema der Personenfreizügigkeit gewesen sein. Ähnlich wie bei
der vorangegangenen Abstimmung über das Schengen/Dublin-Abkommen verlief die zentrale Konfliktlinie
entlang der parteipolitischen Gräben: Die Anhängerschaften der SP, der CVP und der FDP hiessen die
Ausdehnung der Personenfreizügigkeit grossmehrheitlich gut. Die SympathisantInnen der SVP erteilten ihr
hingegen trotz tatkräftiger Unterstützung einiger prominenter SVP-ParteipolitikerInnen eine deutliche Abfuhr.
Der Nein-Anteil lag nur unwesentlich unter demjenigen für das Schengen/Dublin-Abkommen, welches die
SVP-Parteispitze noch vereint bekämpfte. Der ideologische Konfliktcharakter der Abstimmung kommt auch
darin zum Ausdruck, dass der Anteil Ja-Stimmen stark abnahm, je weiter rechts sich die Befragten einstuften.
Einen starken Zusammenhang zum Stimmentscheid wiesen auch die soziopolitischen Einstellungen der
Befragten auf: Wer für eine moderne, weltoffene Schweiz eintritt, in der AusländerInnen überdies die gleichen
Chancen haben sollen wie SchweizerInnen, sprach sich grossmehrheitlich für die Ausdehnung der
Personenfreizügigkeit auf die neuen EUStaaten aus. Selbstredend hatte auch die Europahaltung einen starken
Einfluss auf den Stimmentscheid. Indes, die Analyse zeigt, dass ein Ja zur Ausdehnung des Personenverkehrs
keineswegs zwingend mit einem Ja zu einem Beitritt der Schweiz zur EU einherging. Ein beträchtlicher Anteil
der Befragten steht einem Beitritt zur EU skeptisch gegenüber und stimmte gleichwohl Ja zur
Personenfreizügigkeit. Die Tendenz, wonach sich das Stimmverhalten der Deutsch- und der Westschweiz zu
europapolitischen Vorlagen annähert, konnte durch die Analyse des aktuellen Geschäfts bestätigt werden.
Die Analyse der Entscheidmotive zeigt, dass das Ja zur Personenfreizügigkeit unterschiedlich euphorisch
ausfiel. Beim einen Teil der Ja-Stimmenden handelt es sich offenbar um überzeugte Europa-BefürworterInnen,
für welche die bilateralen Abkommen eine Zwischenstation auf dem Weg zum EU-Beitritt sind. Diese haben
der Vorlage ohne Vorbehalte und, den angegebenen Motiven nach zu schliessen, begeistert zugestimmt.
Daneben konstatierten wir eher pragmatisch gefärbte Motive (wirtschaftliche Vorteile, Gefährdung des
bilateralen Weges), und ein dritter Teil der angegebenen Ja-Motive umschreibt äussere oder innere Zwänge
("man musste ja wohl" oder "Die sind sowieso schon hier"), die wenig begeistert klingen und auf einen
Kompromissentscheid hindeuten. Angst ² entweder eine diffuse oder eine explizite vor Arbeitslosigkeit, vor
Preisdrückerei und vor einer massiven Zuwanderung von AusländerInnen ² war das zentrale Movens der
Nein-Stimmenden.
Der Argumententest macht deutlich, dass es der Befürworterschaft etwas besser gelungen ist, ihre
Stimmempfehlung mit positiven ökonomischen Konsequenzen zu verbinden als der Gegnerschaft. Er zeigt aber
auch, dass sich viele nicht zu den Profiteuren eines durch die Annahme der Vorlage erwarteten partiellen
wirtschaftlichen Aufschwungs zählten und deshalb Nein stimmten. Die Begleitmassnahmen überzeugten
hingegen wie bereits 2000, als über die Bilateralen Abkommen abgestimmt wurde, keine Mehrheit der
Befragten. Das schlagendste Kontra-Argument war dasjenige, wonach die Ausdehnung der
Personenfreizügigkeit zu einer massiven Zunahme der Einwanderung von AusländerInnen führe. 83 Prozent,
welche diesem Argument beipflichteten, legten auch ein Nein in die Urne.
Wir haben überdies die Stimmenden nach ihrer Meinung zur Frage, ob das EU-Beitrittsgesuch zurückgezogen
werden solle oder nicht, gefragt. Wir haben ein momentanes Stimmungsbild erhalten, welches sich in etwa mit
demjenigen der parteipolitischen Diskussion zu diesem Thema deckt: Die SP-Anhängerschaft ist
proeuropäisch eingestellt und sieht demnach auch keinen Grund, dass Gesuch zurückzuziehen. Die
Anhängerschaften der beiden Mitte-Parteien CVP und FDP sind sich sowohl hinsichtlich der EU-Beitrittsfrage
als auch bezüglich der Frage, was mit dem Gesuch geschehen soll, uneins ² zumindest sind keine
verlässlichen Aussagen über Mehrheitsverhältnisse möglich. Klarheit herrscht indes über die Zielvorstellungen
der SVP-SympathisantInnen. Zwei Drittel von ihnen (76%) fordern einen Rückzug des Gesuchs. Die Haltung
der zahlenmässig grössten Gruppe der Parteiungebundenen entspricht ziemlich genau dem Bild, welches die
Parteianhängerschaften zusammengenommen abgeben: sie sind diesbezüglich gespalten. Ein Vergleich mit den
Abstimmungen über die Bilateralen Abkommen I und über den EWR-Beitritt zeigt, dass der bilaterale Weg
nur von den überzeugten GegnerInnen eines EU-Beitritts ² die eine Minderheit unter den Teilnehmenden sind
- mehrheitlich abgelehnt wird. Unter den Stimmenden, die einen EU-Beitritt nicht kategorisch ausschliessen,
ihm aber skeptisch gegenüberstehen, sagt hingegen eine komfortable Zweidrittelmehrheit Ja zum Bilateralismus.
Datenbasis
Die vorliegende Untersuchung beruht auf einer von der VOX-Partnerschaft realisierten Nachbefragung der
Volksabstimmung vom 25.09.2005. Die Befragungen wurde vom Forschungsinstitut gfs.bern in den zwei der
Abstimmung folgenden Wochen durchgeführt. Die Datenanalyse erfolgte durch das Institut für
Politikwissenschaft an der Universität Zürich (IPZ). Die Befragungen wurden von 47 BefragerInnen von zu
Hause aus telefonisch durchgeführt, wobei das Forschungsinstitut gfs.bern die Möglichkeit hatte, die Interviews
extern, und ohne dass dies für die BefragerInnen und die Befragten erkennbar war, zu beaufsichtigen. Die
Auswahl der Befragten wurde in einem dreistufigen Zufallsverfahren ermittelt. Der Stichprobenumfang betrug
1013 stimmberechtigte Personen, davon kamen 705 aus der Deutschschweiz, 243 aus der Westschweiz und
65 aus der italienischsprachigen Schweiz. Der Stichprobenfehler für die Gesamtheit der Befragten lag bei +/-
3,1 Prozent. Vorsicht bei der Interpretation der Daten ist dort geboten, wo die Subsamples klein sind und die
Verteilung der Prozentwerte zugleich ausgeglichen ist (50:50). In solchen Fällen können auf Grund des
grösseren Stichprobenfehlers keine Aussagen über Mehrheitsverhältnisse gemacht werden.
Erläuterungen des Bundesrates.
